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ORR Wilfried Mannek

Telefon (021 1 ) 4972 - 2436Bericht der Landesregierung zur Reform der Grundsteuer

folgt SteHung:gierung nimmt zum Sachstand der Grundsteuerreform wie

Bei der Reform .kommt es entscheidend darauf an, die Grundsteuer

ten cner, aaministnerbar, fair und aufkommensneutral auszugestal-

e
Eine wichtige Vereinfachung stellt der Ansatz der "Listenmiete"
dar. Dabei handelt es sich um eine abgeleitete Miete aus dem Mik-
rozensus des Statistischen Bundesamts. Die "Listenmiete" trägt
trotz des pauschalierten Ansatzes zu einer Wertdi#erenzierung

EI ili ä
tionsunterstützt berechnet werden

nen und Finanzminister der Länder auf diese aufl/endige Erhe-
bung einer niedrigeren tatsächlichen Miete. ' ''-' '-'u

Stattdessen enthält der Referentenentwurf einen Abschlag auf den
Grundsteuermessbetrag, sofern ein Objekt ö#entlich gefördert
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wird. Damit steht die Grundsteuervergünstigung auch Eigentü-
mern von Immobilien offen, die die Immobilie selbst nutzen.

Insbesondere folgende Regelungen stehen noch auf dem Prüfstand:

Seite 2 von 2

e Die verfassungsrechtlichen Vorgaben erfordern besondere Auf-
merksamkeit. Das Gespräch des Bundesfinanzministers am lO.
Mai 201 9 mit mehreren Verfassungsrechtlern und den Koordinato-
ren derA- und B-Länder, Rheinland-Pfalz bzw. Hessen sowie Bay-
ern hat gezeigt, dass die verfassungsrechtlichen Fragen zur
Grundsteuerreform auch deshalb schwierig sind, weil noch vielfäl-
tige Aspekte bei der Gesetzgebungskompetenz zu klären sind. Da-
von ist insbesondere die diskutierte Schaffung einer Länderöff-
nungsklausel betroffen.
Weiteres Vereinfachungspotential dürfte bei gewerblich genutzten
Grundstücken bestehen. Der Referentenentwurf von Bundesfi-
nanzminister Olaf Scholz sieht für vermietete Objekte den Ansatz
der tatsächlichen Miete vor, sofern diese ortsüblich ist. Hier könnte
beispielsweise bei einer geringfügigen gewerblichen Nutzung ein
- sachgerecht zu ermittelnder - Faktor auf die Listenmiete oder
das vereinfachte Sachwertverfahren angewandt werden.
Bei einer Änderung der tatsächlichen Verhältnisse - z.B. Abriss.
Neubau, Erweiterungsbau -- kann sich der Grundsteuerwert än-
dern. Die Fortschreibung auf einen höheren oder niedrigeren Wert
ist vom Uberschreiten von WerKortschreibungsgrenzen abhängig.
Diese betragen nach dem Referentenentwurf 15.000 €. Das ent-
spricht bei einem Hebesatz von beispielsweise 500 % einer
Grundsteueränderung von lediglich 25,50 € (15.000 € x 0,34 v.T
x 500 %). Hier scheinen -- zumindest bei Wertfortschreibungen
nach oben -- auch höhere Werüortschreibungsgrenzen sinnvoll.
um die Administrierbarkeit zu verbessern.
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Die Länder haben am 29. Mai 2019 zur Reform der Grundsteuer auf der
Fach-Ebene die verschiedenen Möglichkeiten der Vereinfachung erörtert.
Die Diskussionen werden fortgesetzt. Sie sind notwendig, auch wenn
letztlich nicht jede denkbare Vereinfachungsmöglichkeit im Interesse ei-
ner verfassungsrechtlich haltbaren Grundsteuer realisiert werden kann.

Sobald der Gesetzentwurf vorliegt, wird er intensiv geprüft werden
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